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Nachhaltigkeit im 
Haushalt

Nachhaltigkeit sollte oberster Priorität haben – 
beispielsweise, wenn es um die Verwendung von 
Haushaltsmitteln geht. In Haushaltsentwürfen stehen 
sich Schuldenaufnahme und Investitionen gegenüber. 
Was ist nachhaltiger? Meines Erachtens haben wir in 
etwa die goldene Mitte gefunden, indem wir einen 
langfristigen Investitionsplan haben, um dem nach wie 
vor bestehenden Sanierungsstau nachzukommen und 
dabei eine Neu-
verschuldung zu 
minimieren.

Ich möchte 
zwei Nachhal-
tigkeitsziele 
hervorheben: 
„Bis 2030 ist 
der Radver-
kehr anteilig 
gestiegen und 
die Nutzung des 
Fahrrads durch 
den Ausbau der 
Radverkehrsan-
lagen attraktiv 
und sicher.“ So 
lautet Nachhal-
tigkeitsziel 6.4. 
Für den Ausbau 
der Radver-
kehrsanlagen 
soll die Radver-
kehrspauschale 
erhöht werden und mit dem Umbau der Wiesentalstra-
ße begonnen werden. Mit diesen Maßnahmen können 
Sicherheit und Attraktivität erhöht werden.

Ein weiteres Nachhaltigkeitsziel lautet: „Bis 2030 
ist die Senkung der Kohlenstoffdioxid-Emissionen im 
Vergleich zum Jahr 1992 um mindestens 60 Prozent 
pro Einwohner umgesetzt.“ Mit dem Klimaschutzkon-
zept werden zahlreiche Maßnahmen vorgeschlagen, zu 
deren Umsetzung oftmals finanzielle Mittel nötig sind. 
Aus diesem Grund möchten auch wir den Klima-
schutzfonds stärker erhöhen, als im Haushaltsentwurf 
vorgesehen.

Unsere Sicherheitsanträge
Wir fordern eine Abkehr von repressiven Konzepten 

und eine Wende zu Prävention und effektivem Schutz. 
Wir freuen uns darüber, dass die Straßensozialarbeit 
ausgebaut wird und dass Tritta, Frauenhorizonte, das 
Frauen- und Mädchengesundheitszentrum und der 
Bezirksvereins für soziale Rechtspflege nun die Mittel 
bekommen, die sie für ihre wichtige Arbeit brauchen.

Meine sehr geehrten 
Damen und Herren,

Ziel kommunaler Investitionen ist es, die Lebens-
bedingungen der Stadtbewohner auf dem erreichten 
Niveau zu halten oder zu verbessern. Aber man 
sollte bei Investitionsentscheidungen immer auch das 
globale Wohl im Blick behalten und zu verbessern 
trachten. Das war die Einleitung meiner Haushalts-
rede im Jahr 2017. Inzwischen hat sich die globale 
Situation aber nicht verbessert, sondern erheblich 

verschlechtert.

Der WWF-
Report 2018 
zum Aussterben 
der Tierarten 
zeichnet ein 
erschreckendes 
Bild. Im Herbst 
2018 fordert 
der Weltkli-
marat, den CO2-
Ausstoß sofort 
umfassend 
zu bremsen, 
ansonsten wäre 
eine weitrei-
chende Zerstö-
rung unseres 
Planeten durch 
den Klimawan-
del nicht mehr 
aufzuhalten. 
Im Sommer 

2018 hatte Mitteleuropa die längste nachweisbare 
Trockenheits- und Dürreperiode, ein eindeutiges 
Indiz dafür, dass wir bereits mitten im Klimawandel 
stecken. In Baden-Württemberg hat sich der Flächen-
verbrauch in den letzten zwei Jahren auf 8 Hektar pro 
Tag verdoppelt. Die internationale Energieagentur 
stellte vor 14 Tagen fest, dass in 2018 der weltweite 
Energieverbrauch um 2,3 Prozent, der CO2-Ausstoß 
um 1,7 Prozent zugenommen hat. Vor zehn Tagen die 
nächste Hiobsbotschaft der Weltwetterorganisation 
zu Extremwetterereignissen wie dem Zyklon „Idai“. 
UN-Generalsekretär Guterres findet klare Worte: 
„Die Daten geben Anlass zu großer Sorge. Zum 
Zögern ist keine Zeit mehr.“

Doch welche Schlüsse wurden in Freiburg aus all 
diesen Berichten und Warnungen gezogen? Keine, 
zumindest so gut wie keine! Jetzt wollen wir ein paar 
läppische Millionen mehr aus der Konzessionsabgabe 
für Umweltprojekte ausgeben. Ein Tropfen auf dem 
heißen Stein! Freiburg ist alles andere als auf einem 
konsequenten Weg zur Nachhaltigkeit! Im Gegen-

Meine sehr verehrten 
Damen und Herren,

bei einer Neuverschuldung von ca. 70 Millionen 
Euro fällt es schwer, die Stadt für eine nachhaltige 
und erfolgreiche Finanzpolitik zu loben, denn, so auch 
Bürgermeister Breiter, „Haushalte werden immer in 
guten Jahren ruiniert“.

Selbst kühnste Einnahmeprognosen wurden stets durch 
noch höhere Steuereinnahmen übertroffen, ohne dass es 
gelungen ist, die 
städtischen Finan-
zen zu sanieren. 
Das Gegenteil ist 
der Fall.

Ich möchte 
klarstellen, dass 
ich weder dem 
Oberbürgermeister 
noch dem Finanz-
bürgermeister 
für die konkrete 
Entwicklung eine 
persönliche Schuld 
„anlaste“. Erwartet 
hätten wir jedoch 
eine schonungs-
lose Bestandsauf-
nahme zu ihrem 
Amtsantritt.

Die vielzitierte 
Entschuldung der 
Stadt entspricht 
schlichtweg nicht den Tatsachen. Der Schuldenstand 
des Kernhaushalts ist in den letzten drei Jahren erneut 
um ca. 50 Mio. Euro angewachsen; Schulden sind 
zudem größtenteils „verschoben“ worden.

Gravierender als der erneute Schuldenanstieg im 
Kernhaushalt ist aber, dass sich der Schuldenstand des 
„Gesamtkonzerns Freiburg“, also der Stadt selbst und 
ihrer Tochtergesellschaften sowie Eigenbetriebe, in 
geradezu explosionsartiger Geschwindigkeit ausweiten 
wird.

Betrug die Gesamtverschuldung im Jahr 2015 noch 
ca. 750 Millionen Euro, wird sich dieser Schulden-
stand zum Ablauf des Jahres 2022 auf ca. 1,4 Milli-
arden Euro erhöhen. Dies entspricht einer pro-Kopf-
Verschuldung von ca. 6000 Euro pro Einwohner 
Freiburgs.

Für den neu gewählten Gemeinderat wird es eine 

Verehrter Herr 
Oberbürgermeister, 
liebe Kolleginnen und 
Kollegen,

Freiburg ist zweifellos eine schöne, eine attraktive 
Stadt. Gleichwohl dürfen wir nicht die Augen davor 

verschließen, dass 
Freiburg in vie-
lerlei Hinsicht am 
Scheideweg steht 
und dass Anspruch 
und Wirklichkeit 
politischen Han-
delns immer weiter 
auseinanderdriften.

So reden wir 
beispielsweise 
gerne über die 
Revolution der 
Digitalisierung 
– doch schon bei 
der Digitalisierung 
in Schulen zeigt 
sich, wie fremd das 
Thema für viele 
noch ist. Deutsch-
land ist ja bereits 
in grundlegenden 
Fragen wie der 
Existenz aus-

kömmlicher Bandbreiten weit abgeschlagen. Und in 
Freiburg wollen wir die Schulen erst in zehn Jahren mit 
dringend benötigter digitaler Infra struktur ausstatten? 
Interessanterweise stand bei der Verwaltung das leichte 
Abschalten der WLAN-Router im Zentrum. Wer aber 
schon vor dem Einschalten nur an das Abschalten 
denkt, der ist noch ganz weit weg davon, das Thema 
Digitalisierung zu verstehen.

Beim Verkehr brüsten wir uns in Freiburg gerne mit 
dem tollen Verhältnis beim Modal Split. Ehrlicher-
weise sollten wir aber vielmehr kommunizieren, dass 
die Anzahl an Kraftfahrzeugen immer noch Jahr für 
Jahr wächst. Unser Straßensystem ist längst an seine 
Grenze gekommen. Daher brauchen wir aus Sicht der 
Freien Demokraten endlich so gute Angebote, dass 
die Menschen aus freien Stücken auf ein eigenes Auto 
verzichten. Nur wenn wir es schaffen, ein Mobili-

Für die Freien Wähler 
sprach Johannes Gröger

Sascha Fiek sprach für die 
FDP-Stadträte

Lukas Mörchen, Vorsitzen-
der der JPG-Fraktion

Einer Abkehr vom kommunalen Vollzugsdienst 
stimmten leider nicht genug Gemeinderät*innen zu. 
Stattdessen wurde dieser im Februar um sechs weitere 
Stellen für über 300 000 Euro jährlich aufgestockt – 
und das einer fehlenden Evaluation zum Trotz.

Beteiligungshaushalt
Bürgerumfrage, Online-Beteiligungshaushalt 

und die Schulbesuche des Jugendbüros bestätigen 
meines Erachtens den vorliegenden Doppelhaushalt. 
Instandhaltung und Bau von Schulen, Kindergärten 
und Kitas sowie Wohnungsbau sind den Bürger*innen 
wichtig. Im Online-Forum erhalten einige Vereine oder 
Initiativen, neue Sportanlagen sowie Maßnahmen zum 
Ausbau von Radwegen große Zustimmung.

Die im Online-Forum unter die Top10 gevoteten 
Vereine und Initiativen erhalten aufgrund von Frakti-
onsanträgen höhere Zuschüsse, und auch der Ernäh-
rungsrat wird zukünftig bezuschusst. Für Pumptrack 
und Gymcamp sind Planungsraten eingestellt.

Die Haushaltsberatungen
Der Doppelhaushalt 2017/2018 wurde im Mai 2017 

verabschiedet und im folgenden August genehmigt. 
Das ist viel zu spät. Wenn der Haushalt erst ein halbes 
Jahr nach Jahresbeginn in Kraft tritt, hat das zur Folge, 
dass Zuschussempfänger so lang im Ungewissen 
bleiben.

In der Retrospektive fällt noch etwas anderes auf. 
In den letzten Jahren gab es immer Spielraum für den 
Gemeinderat, dessen „Königsrecht“ die Verabschie-
dung des Doppelhaushalts ist. Dieses Jahr ist alles an-
ders. OB Horn und Finanzbürgermeister Breiter hatten 
große Mühe, Einsparmöglichkeiten zu finden.Viele 
Fraktionen beantragten zwar Mehrausgaben, hatten 
jedoch keinerlei Einsparvorschläge. In den vergan-
genen Jahren war es meines Erachtens jedoch immer 
Standard, dass man Mehrausgaben auch Einsparungen 
gegenüberstellt.

Wir haben Einsparvorschläge gemacht. Vollzugs-
dienst und Anti-Graffiti-Programm kosten jährlich 
über 1 Mio. Euro. Zudem sind wir der Meinung, dass 
Maßnahmen zum Ausbau des ÖPNV oder der Fahr-
radinfrastruktur durch die Erhöhung der Parkgebühren 
finanziert werden könnten.

Seit Jahren schieben wir eine Bugwelle vor uns her. 
Diese besteht einerseits aus hohen Verpflichtungser-
mächtigungen, andererseits haben wir in den letzten 
Jahren nie alle Projekte umsetzen können, die für den 
jeweiligen Zeitraum vorgesehen waren.

Vor diesem Hintergrund wünsche ich allen zukünf-
tigen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten für die 
folgenden Haushalte drei Dinge:

1. Dass die Haushaltsdebatten viel früher beginnen 
und vor Jahresanfang beendet sind.

2. Dass alle Fraktionen konstruktiv von ihren 
Gestaltungsmöglichkeiten Gebrauch machen. Durch 
eigene Anträge, aber auch durch Einsparvorschläge.

3. Dass die Bugwelle abgebaut wird und der Dop-
pelhaushalt wirklich nur die Maßnahmen abbildet, 
die im Gültigkeitszeitraum umgesetzt werden können. 
 Lukas Mörchen

„Nagelprobe“ sein, wenn über den Antrag der Freien 
Wähler, ab dem Haushaltsjahr 2023 auf jegliche Neu-
verschuldung zu verzichten, abzustimmen sein wird.

Freiburg hat mit großen Anstrengungen und finan-
ziellen Lasten die Herausforderungen der Flüchtlings-
betreuung und Integration gemeistert. Auch ein Blick 
auf die Innenstadt zeigt, dass sich die Stadt mit hoher 
Geschwindigkeit positiv entwickelt (Rotteckring, 
Stadtbahnlinie 5). Das neue Fußballstadion steht an 
und auch die Sanierung von Schulen und Kindergärten 
geht zügig voran.

Weitere kostenintensive Vorhaben (z. B. Westbad, 
Lycée Turenne, Eissporthalle) sind bereits in Planung, 
jedoch ohne dass die Finanzierung gesichert ist. 

Auch wenn unsere Fraktion den 50:50-Beschluss 
für den geplanten Stadtteil Dietenbach nicht mitge-
tragen hat, sehen wir uns durch eine Mehrheit im 
Gemeinderat und den Bürgerentscheid in der Pflicht. 
Es gilt, das abgegebene Versprechen – 50 Prozent 
preiswerten und geförderten Wohnraum zu schaffen – 
auch tatsächlich einzuhalten.

Jedoch fehlt eine Kostenberechnung: welche finan-
ziellen Belastungen durch den 50:50-Beschluss und 
den beschlossenen Nichtverkauf von Grundstücken 
entstehen? Hinzu kommen weitere Belastungen durch 
die Neuausrichtung der Freiburger Stadtbau, eine ak-
tive Liegenschaftspolitik und die geforderte verstärkte 
Ausübung von Vorkaufsrechten. 

Die Freien Wähler haben in ihrem „Aktionspro-
gramm Wohnen“ die Gründung einer städtischen Woh-
nungsbaugenossenschaft gefordert. Dieser Forderung 
haben sich nunmehr die Verwaltung und eine Reihe 
anderer Fraktionen angeschlossen. Eine städtische 
Genossenschaft wird eine Vielzahl von preisgünsti-
gen Mietwohnungen errichten und im Bestand halten 
können. Denn nur, wer die Wohnungen sein Eigen 
nennen darf, kann bestimmen, wer darin wohnt und 
wer welche Miete zahlt. 

Da Freiburg kein Einnahme-, sondern ein massives 
Ausgabenproblem hat, lehnen wir weitere Gebühren-
erhöhungen (z. B. Parkgebühren, Gewerbesteuererhö-
hung) vehement ab.

Unsere Fraktion hat sich aber ganz bewusst dafür 
entschieden, Institutionen und Einrichtungen im 
sozialen Bereich (z. B. Mütterzentrum Klara, Frauen-
horizonte, Dreisam Sozialmedizinische Pflegebetrie-
be), aber auch Kultureinrichtungen (z. B. Theater der 
Immoralisten, Cala Theater, Kunstkonzept) zusätzlich 
mit finanziellen Mitteln auszustatten. Denn es wäre 
das falsche Signal, trotz der beschriebenen schlech-
ten finanziellen Lage der Stadt einer Vielzahl von 
Initiativen und Institutionen die finanzielle Existenz 
zu entziehen. Es gilt das Ehrenamt zu stärken, alle 
Schichten der Gesellschaft mitzunehmen und für einen 
gerechten und sozialen Ausgleich zu sorgen.

Die Fraktion der Freien Wähler stimmt dem Dop-
pelhaushalt 2019/2020 in Gänze zu.  Johannes Gröger

tätsangebot zu unterbreiten, was besser, günstiger und 
effizienter als der Kauf eines eigenen Autos ist, werden 
wir die Menschen für einen Umstieg begeistern. Dazu 
bedarf es beispielsweise einer Carsharing-Strategie, die 
ihren Namen auch verdient.

Zur Verkehrswende gehört auch das Thema Elektro-
mobilität. Bezeichnend für Freiburg ist, dass diese 
bislang quasi nur hinter verschlossenen Schranken 
auf Parkplätzen der Verwaltung stattfindet. Dabei 
bieten doch gerade Elektrobikes und ganz neuartige 
Elektrogefährte die Chance, konventionellen Kraft-
fahrzeugverkehr insbesondere beim Pendlerverkehr zu 
ersetzen. Wer das Thema Luftreinhaltung ernst nimmt, 
der kommt doch gar nicht an lokal emissionsfreien 
Elektroautos vorbei.

Auch beim Thema Wirtschaft haben wir großen 
Nachholbedarf. Nicht erst seit der Dietenbachdebatte 
wird das Unternehmertum in dieser Stadt immer wieder 
von politischer Seite diskreditiert. Dass wir aber freie 
Unternehmen in unserem Land haben, die Gewinne 
erwirtschaften, ist nicht nur Triebfeder unseres Erfolgs, 
sondern eine fundamentale Säule der sozialen Markt-
wirtschaft. Statt immer neuer finanzieller Belastungen 
und Anfeindungen verdient die Wirtschaft vielmehr 
Wertschätzung und Schützenhilfe. Für eine starke und le-
bendige Innenstadt bedarf es neuer kultureller Konzepte 
mit mehr Veranstaltungen, eine Optimierung der Erreich-
barkeit, aber auch Mut zu verkaufsoffenen Sonntagen.

Auch bei den Megathemen Wohnungsnot und Die-
tenbach haben wir in Form von 40 Prozent Jastimmen 
beim Bürgerentscheid zu spüren bekommen, wie weit 
Anspruch und Wirklichkeit auseinanderklaffen. Die Be-
völkerung hat manchmal ein besseres politisches Gespür, 
als viele hier denken. So wünschenswert die gebetsmüh-
lenartig vorgebrachte 50-Prozent-Quote auch sein mag, so 
unwahrscheinlich ist es, dass diese erreicht werden kann.

Anstatt den Baufirmen und Handwerkern allein den 
Schwarzen Peter für hohe Baukosten und teure Mieten 
zuschieben zu wollen, sollten sich die Verantwortli-
chen an die eigene Nase fassen und zugestehen, dass 
immer neue Bauvorschriften, steigende Steuern und die 
fehlende Ausweisung von Flächen den größten Teil zu 
steigenden Mieten beigetragen haben.

Die Stadtverwaltung hat einen inakzeptablen 
Haushalt vorgelegt, der trotz gewaltiger Einnahmen die 
Grenzen der Genehmigungsfähigkeit auslotet. Fröhlich 
werden heute sogar noch ein paar Millionen obendrauf-
gesattelt – nur die Generationengerechtigkeit bleibt 
dabei auf der Strecke[…] Ich wünsche mir, dass wir 
unseren Kindern mehr als nur Schulden vererben.  
 Sascha Fiek

teil! Als könne das Wachstum immer weitergehen, 
sollen das ökologische Kleinod Zähringer Höhe, 
die Weihermatten, die Kleingärten im Stühlinger 
und die Äcker von Zinklern, 16 Jauchert und Hinter 
den Gärten bebaut werden. Nicht zu vergessen die 
drei ökologisch bedeutsamen Flächen im Außenbe-
reich von Ebnet, St. Georgen und Munzingen, die 
Einfachwohnungen weichen sollen. Weiter soll auf 
100 Hektar kostbarem Ackerland von Dietenbach ein 
Stadtteil für 15 000 Menschen entstehen.

Gleichzeitig wird im thüringischen Suhl der Stadt-
teil Suhl-Nord abgerissen, in den 80er-Jahren für 
ebenfalls 15 000 Einwohner gebaut. Nach 30 Jahren 
wieder abgerissen, weil immer mehr Menschen 
wegziehen und die zurückbleibenden, vor allem alten 
Menschen, in Depression zurücklassen. Die dortigen 
Firmen suchen händeringend Arbeitskräfte. Was 
für ein politischer und ökologischer Irrsinn! Hier in 
Freiburg werden wichtige landwirtschaftliche CO2-
Speicher zerstört, um Platz für noch mehr Menschen 
zu schaffen, die woanders in Deutschland problemlos 
Wohnungen und auch Arbeitsplätze finden würden! 

Was das alles mit unserem Haushalt zu tun hat? 
Sehr viel sogar! Das Umweltbundesamt hat die 
Klimafolgekosten auf 180 Euro pro Tonne CO2 
beziffert. Jeder Freiburger erzeugt durchschnittlich 
7,4 Tonnen CO2. Bei 230 000 Einwohnern ergibt 
dies Kosten von rund 300 Millionen Euro. Pro 
Jahr! Die verursachten Kosten durch die heutige 
Gleichgültigkeit, das Abwiegeln, die Ignoranz, die 
falschen Prioritäten zu noch mehr Wohnraum statt 
zu mehr Klimaschutz werden auch unseren städti-
schen Haushalt künftig mehr und mehr belasten! 
Und die Jugend Freiburgs, deren Interessen wir hier 
wahrnehmen sollten, geht zu Tausenden auf die 
Straße, um genau gegen diese ihnen aufgebürdeten 
Kosten zu protestieren. In wenigen Jahren wird die 
heutige Jugend nicht fragen, wieso habt ihr mir keine 
40 Quadratmeter Wohnfläche zur Verfügung gestellt, 
sondern wieso habt ihr mich in katastrophale Le-
bensumstände geführt?

Wir in den Industrienationen stehen in der hin-
tersten Reihe der Lemminge vor einem Abgrund 
und sagen, lasst uns doch noch zwei, drei Schritte 
nach vorne gehen, während durch unseren Druck 
von hinten die ersten Reihen, wie zum Beispiel die 
Bewohner von Mosambik, schon in den Abgrund 
stürzen. Die Weltsituation, aber auch die Flächenver-
siegelungspolitik hier in Freiburg macht traurig und 
hoffnungslos!

Zusammenfassend appellieren wir mit Nach-
druck an Verwaltung und Gemeinderat, sich endlich 
für eine weitsichtige und verantwortungsbewusste 
Gestaltung des Lebens in dieser Stadt einzusetzen: 
Durch den Erhalt bestehender Bausubstanz, durch 
den Schutz von Grün- und Landwirtschaftsflächen, 
durch Planung von Bauprojekten unter dem Aspekt 
wirklicher Nachhaltigkeit und ökologischer Bewah-
rung. 

 Wolf-Dieter Winkler

Wolf-Dieter Winkler sprach 
für FL/FF

JUNGES FREIBURG /  
DIE PARTEI /  GAF (JPG)

FREIBURG LEBENSWERT / 
FÜR FREIBURG (FL/FF)

FREIE  
WÄHLER FDP

Die vollständigen Texte aller Haushalts-
reden findet man im Internet unter  
www.freiburg.de/haushalt


